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Internet: http://www.iab.de Löhne und Beschäftigung im Ungleichgewicht 
Rüdiger Pohl 
Die Wirkungen von Nominallohnänderungen auf die Beschäftigung werden im Rahmen von drei 
Modellansätzen untersucht. 
(a) Im neoklassischen Ansatz sinkt durch eine Nominallohnsenkung auch der Reallohn, was die 
Beschäftigung erhöht.  Inflexible Nominallöhne verhindern nach  diesem Modell  die Wiederer-
langung der Vollbeschäftigung. 
(b) Diese Ansicht wird vom keynesianischen Ansatz kritisiert. Nach Keynes werden sinkende No-
minallöhne möglicherweise von einem sinkenden Preisniveau begleitet. Der Reallohn bleibt dann 
im großen und ganzen unverändert mit der Folge, daß auch die Arbeitslosigkeit erhalten bleibt. 
Nominallohnsenkungen sind in diesem Modell ein zweifelhaftes Instrument zur Erhöhung der 
Beschäftigung. 
(c)  In den beiden Ansätzen (a) und (b) wird angenommen, daß die Unternehmer zum herrschen-
den Reallohn jene Arbeitsmenge einsetzen, bei der sie ihren Gewinn maximieren. Diese Annahme 
ist unrealistisch in Zeiten eines wirtschaftlichen Ungleichgewichtes, in denen die gewinnmaximale 
Produktionsmenge   mangels   ausreichender  Nachfrage   gar  nicht   abgesetzt   werden   kann.   Eine 
solche Situation herrscht in der Bundesrepublik Deutschland seit 1974. Die moderne Ungleich-
gewichtsökonomik gibt diese Annahme auf. Es zeigt sich dann, daß Nominallohnsenkungen oder 
-erhöhungen allein keine Beschäftigungseffekte erzeugen, gleichgültig, ob sie mit oder ohne Ände-
rungen der Reallöhne stattfinden. Vollbeschäftigung kann nur durch expansive Geld- und Fiskal-
politik wieder hergestellt werden. Freilich gelingt das nur, wenn der Reallohn auf der „richtigen“ 
Höhe liegt. Die Ermittlung des „richtigen“ Lohnniveaus in der Praxis ist schwierig. Einen prag-
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1. Einleitung 
In diesem Artikel wird untersucht, wie die Lohnpolitik 
in Zeiten eines Ungleichgewichtes auf die Beschäftigung 
wirkt. „Ungleichgewicht“ bezeichnet eine gesamtwirt-
schaftliche Lage, in der es an ausreichender Nachfrage 
mangelt, so daß die Produktionskapazitäten nicht aus-
gelastet werden können, und in der die wirtschaftlichen 
Erwartungen pessimistisch, also auf eine anhaltende 
krisenhafte Entwicklung gerichtet sind. Dieses Szenario 
beschreibt sicherlich realistisch die Situation in der Bun-
desrepublik Deutschland nach 1974. 
Die wichtigsten Ergebnisse unserer Betrachtungen, deren 
theoretischen Hintergrund die moderne Ungleichgewichts-
ökonomik bilden wird, lassen sich in zwei Feststellungen 
zusammenfassen: 
1) Vgl. Jahresgutachten 1977/78 des Sachverständigenrates zur Begutachtung der 
gesamtwirtschaftlichen Entwicklung, z. B. Ziffer 288: „Aber die 
angebotspolitischen Möglichkeiten, die der Staat hat, reichen bei weitem nicht 
aus, womöglich die Lohnpolitik von der Hauptverantwortung für den 
Beschäftigungsgrad zu befreien“. Die Position der Deutschen Bundesbank 
kommt in vielen Vorträgen und Publikationen ihrer führenden Vertreter zum 
Ausdruck. Beispielsweise sprach Bundesbankpräsident Emminger von einer 
„Schlüsselrolle der Lohnentwicklung in der heutigen Lage“, während er von 
einer Politik „forcierter Nachfrageerhöhung“ nur einen „inflatorischen 
Strohfeuereffekt“ erwartete. Vgl. Emminger, O., Aktuelle wirtschaftspolitische 
Probleme, Vortrag vom 21. 10. 77, abgedruckt in: Auszüge aus Presseartikeln, 
Nr. 72, 1977. 
 
-  Variationen der Lohnsätze allein genügen nicht, um 
Arbeitslosigkeit zu beseitigen. Hierzu bedarf es einer ex-
pansiven Geld- und Fiskalpolitik. Die Lohnpolitik kann 
folglich   nicht   die   Hauptrolle   im   Kampf   gegen   die 
Arbeitslosigkeit übernehmen. 
-  Dennoch ist die Lohnpolitik nicht etwa „unwichtig“. 
Damit   nämlich   geld-   und   fiskalpolitische   Expansions-
anstrengungen ihre volle Wirkung im Hinblick auf die 
Wiedererlangung eines hohen Beschäftigungsgrades ent-
falten können, müssen die Löhne die richtige Höhe ha-
ben. Sie dürfen weder „zu hoch“ noch „zu niedrig“ sein, 
und dafür muß die Lohnpolitik sorgen. 
Diese Ergebnisse entsprechen nicht ohne weiteres dem 
herkömmlichen Verständnis von der konjunkturpoliti-
schen Rollenverteilung. So hat beispielsweise der Sach-
verständigenrat zur Begutachtung der gesamtwirtschaft-
lichen Entwicklung in seinem Jahresgutachten 1977/78 
der Lohnpolitik die „Hauptverantwortung für den Be-
schäftigungsgrad“ zugeschoben. 
Um die unterschiedlichen Positionen deutlich zu machen, 
werden wir in drei Stufen vorgehen. In Abschnitt 2 wird 
die traditionelle neoklassische Interpretation der Lohn-
politik als Beschäftigungspolitik mitsamt der keynesia-
nischen Kritik daran rekapituliert. In Abschnitt 3 wird 
der keynesianische Ansatz gemäß den Vorstellungen der 
Ungleichgewichtsökonomik weiterentwickelt und eine 
Begründung für die obigen Ergebnisse geliefert. In Ab-
schnitt 4 schließlich werden Konsequenzen aus den vor-
angegangenen Überlegungen im Hinblick auf die Aus-
gestaltung der Lohnpolitik gezogen. 
2. Vollbeschäftigung durch Lohnzurückhaltung? 
2.1 Die neoklassische Hypothese 
Der Sachverständigenrat und die Deutsche Bundesbank 
sind die prominentesten Verfechter jener Meinung, wo-
nach der Arbeitslosigkeit in Deutschland in erster Linie 
mit der Lohnpolitik, nicht (mehr) aber mit der Geld- und 
Fiskalpolitik beizukommen sei
1). Die Bevorzugung der 
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MittAB 3/78  345 Fazit: Wenn es Kräfte gibt, die sich einem Rückgang 
des Nominallohnes bei bestehender Arbeitslosigkeit wi-
dersetzen und wenn diese Kräfte dann auch noch einen 
eventuellen Wiederanstieg der Preise zum Anlaß für zu-
sätzliche Nominallohnforderungen nehmen, dann gibt es 
kein Mittel gegen die Arbeitslosigkeit. 
Neoklassische Interpreten neigen im allgemeinen dazu, 
in den Gewerkschaften derartige „Kräfte“ zu erblicken. 
Sie halten den Gewerkschaften vor, daß sie sich nicht 
dem „Spiel der Märkte“ unterwerfen wollen, sondern 
starr an überhöhten Lohnpositionen festhalten -- mit 
der Folge anhaltender Arbeitslosigkeit
7). Aus dieser 
Sicht ergeben sich dann auch die beschäftigungspoliti-
schen Rezepte: die Gewerkschaften müssen zu einer fle-
xibleren Lohnpolitik gezwungen werden. Insbesondere 
muß durch eine größere Lohnzurückhaltung die Uber-
teuerung der Arbeit und damit die hauptsächliche Ur-
sache der Arbeitslosigkeit beseitigt werden. 
2.2 Die keynesianische Kritik 
So plausibel die neoklassische Interpretation auf den 
ersten Blick auch erscheinen mag, so schwerwiegend sind 
doch ihre theoretischen und empirischen Mängel. Von die-
sen Mängeln soll nun die Rede sein. 
Schon in den 30er Jahren hatte Keynes der neoklassi-
schen Arbeitsmarktinterpretation den Vorwurf der Par-
tialanalyse gemacht, der isolierten Betrachtung des Ar-
beitsmarktes, ohne seine Einbettung in das gesamtwirt-
schaftliche Gefüge
8). Was bedeutet das? Bei der Dar-
stellung der „dritten Stufe“ hatten wir stillschweigend 
Konstanz des Preisniveaus angenommen. Nur so konnte 
die Nominallohnsenkung überhaupt die gewünschte Re-
allohnsenkung bewirken. Damit wurde unterstellt, daß 
Änderungen des Nominallohnes von Änderungen des 
Preisniveaus isoliert werden können. Dies ist nun genau 
der Keynes'sche Punkt der Kritik. Keynes zeigte näm-
lich, daß Senkungen des Nominallohnes nichts am 
Arbeitsmarkt bewirken können, weil sie lediglich zu Sen-
kungen des Preisniveaus, aber nicht zu Reallohnsenkun-
gen führen würden
9). 
Betrachten wir unser Beispiel von oben (Abb. 1). Bei 
einem Reallohn w/p = 10 herrscht – wie gezeigt -
Arbeitslosigkeit. Nehmen wir nun an, die Gewerkschaf-
ten würden sich unter diesen Umständen zu einer Nomi-
nallohnsenkung von w = 20 auf 10 bereiterklären. 
Wenn nun das Preisniveau infolge der Nominallohnsen-
kung von p = 2 auf l fällt, so verpufft die Nominal-
lohnsenkung völlig: statt einer Reduzierung des Real-
lohnes von w/p =  10 auf 5 bleibt der Reallohn auf 
seinem Niveau von w/p = 20/2 = 10/1 = 10 ste- 
7)  Ein  typischer Vertreter dieser Haltung ist  Haberler,  G., Stagflation — 
Eine   Analyse   ihrer   Ursachen   und   ihrer   Bekämpfung,   Ordo,   Band   
27, 1976,  S. 81 ff.  Noch  ein  anderes  Erklärungsmuster  wenden   
neoklassische Interpreten   an.   Statt   Arbeitslosigkeit   mit   starren   Löhnen   
zu   begründen,    wird    die   Existenz   unfreiwilliger   Arbeitslosigkeit   
schlechthin    in Frage   gestellt   und   die   Arbeitslosigkeit   statt   dessen   
zu   einem   „natürlichen“   Phänomen   erklärt.   Vgl.   kritisch   dazu   
Rothschild,   K. W.,   Arbeitslose: gibt's die?, Kyklos,  1978, S. 21 ff. 
8)  Vgl.   Keynes,   ]. M.,   The   General   Theory   of   Employment,   Interest, 
and  Money,   London   1936   (zitiert  nach   der   15. Auflage  von   1974).   
S. 258 f.,   261;   zur   Interpretation   Leijonhufvud,  A.,  On   Keynesian  
Economics    and    the   Economics   of   Keynes,   London    1966,    zitiert   
nach deutscher Fassung:  Über Keynes und den Keynesianismus, Köln  1973. 
9)  Vgl.   Weintraub,   E. R.,   S.   Weintraub,   The   Full   Employment   Model: 
A   Critique,   Kyklos,   1972,   S. 83 ff.   Patinkin,   D.,   Keynes   Monetary 
Thought,  Durham  1976,  (Kapitel 9 ff.).  Keynes  selbst schloß sogar  den 
Fall   steigender   Reallöhne   bei   Nominallohnsenkungen   nicht   aus   
(1936, S. 260). 
10)  Vgl. Patinkin, D., (1976, S. 105 f.). Faktisch wird hiermit die Existenz 
autonomer Nachfragekomponenten angenommen, wie Korliras, P. G., On the 
Theory of Macroeconomic Quasi-Equilibria, Zeitschrift für 
Nationalökonomie, 36 (1976), S. 269—286 gezeigt hat. 
hen. Keine noch so kräftige Lohnsenkung könnte unter 
diesen Umständen die Arbeitslosigkeit abbauen. Nicht 
die Annahme eines unbeweglichen Nominallohnes, son-
dern die Annahme eines proportional zur Lohnsenkung 
eintretenden Preisrückganges, d. h. die Annahme mehr 
oder weniger starrer Reallöhne, macht den Gehalt des 
keynesianischen Systems aus. 
Daraus folgen Konsequenzen für die Lohnpolitik: wie 
die Neoklassiker nahm auch Keynes an, daß die Arbeits-
losigkeit auf einem „zu hohen“ Reallohn beruht. Anders 
als die Neoklassiker glaubte Keynes aber nicht, daß 
Nominallohnsenkungen zu dem erforderlichen Rückgang 
des Reallohnes führen würden. Da die Lohnpolitik sich 
aber nur auf die Bestimmung des Nominallohnes be-
zieht, muß sie beschäftigungspolitisch unwirksam bleiben. 
Auch zurückhaltende Nominallohnpolitik garantiert nicht 
Vollbeschäftigung. Aus dieser Sichtweise kann den Ge-
werkschaften nicht die „Schuld“ an der Arbeitslosigkeit 
zugeschoben werden, denn für die Starrheit des realen 
Lohnniveaus tragen die Gewerkschaften keine Verant-
wortung. 
Wie kann man sich nun eigentlich erklären, daß sinkende 
Nominallöhne zu einem sinkenden Preisniveau (und 
nicht zu einem sinkenden Reallohn) führen? Die einfach-
ste Erklärung wäre, daß Unternehmen ihre Preise auf 
der Basis von (Lohn)Kosten kalkulieren, was zu mehr 
oder weniger proportionalen Veränderungen des Nomi-
nallohnes und der Preise führt. Die kompliziertere Stan-
darderklärung lautet so: eine Lohnsenkung reduziert die 
Güternachfrage und damit bei gegebenem Güterangebot 
zunächst das Preisniveau. Infolge der Lohn- und Preis-
senkung werden für Zahlungen weniger Geldmittel be-
nötigt, so daß bei gegebener Geldmenge ein Überangebot 
an Geld zustandekommt. Dieses Überangebot an Geld 
senkt den Zins, was zu einer vermehrten Nachfrage nach 
Investitionen führt und damit zu steigender Produktion 
und Beschäftigung. Zu dieser Nachfrage-, Produktions-
und Beschäftigungssteigerung kommt es genau dann nicht 
(bzw. zu einer proportionalen Lohn- und Preissenkung 
kommt es genau dann), wenn entweder der Zins schon 
an seinem niedrigsten Niveau angelangt ist und trotz 
des Überangebotes an Geld nicht mehr sinkt („Liquidi-
tätsfalle“) oder wenn die Nachfrage nach Investitions-
gütern auf die Zinssenkung nicht reagiert
10). Freilich 
sind das Grenzfälle. Entscheidend bleibt jedoch, daß Key-
nes im Gegensatz zu den Neoklassikern meinte, Nomi-
nallohnsenkungen könnten von Preisniveausenkungen 
begleitet sein und insoweit keinen Abbau der Arbeits-
losigkeit bewirken. 
Neben dem von Keynes aufgezeigten theoretischen Man-
gel der neoklassischen Arbeitsmarktinterpretation (Iso-
lierung der Preisbewegungen von Nominallohnbewegun-
gen) gibt es noch empirische Einwände – die aber die 
neoklassische wie die Keynes'sche Position gleicherma-
ßen betreffen. In beiden Ansätzen wird nämlich eine 
strenge Gleichläufigkeit von Reallohn und Arbeitslosig-
keit behauptet, die in der Realität so nicht zu beobachten 
ist. 
Nach der theoretischen Konzeption, wie sie zum Beispiel 
in Abbildung l zum Ausdruck kommt, ist der Übergang 
von Vollbeschäftigung zu Arbeitslosigkeit mit einem 
Reallohnanstieg verknüpft. So wurde auch bei der oben 
dargestellten ersten Stufe argumentiert (Nachfragerück-
gang induziert Preisrückgang und damit steigenden Real-
lohn, was Arbeitslosigkeit entstehen läßt). Diese Inter- 
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Einige Hinweise mögen genügen. Von 1965 bis 1967 
nahm in der Bundesrepublik Deutschland die Arbeits-
losigkeit zu, obwohl sich gleichzeitig die (Zuwachsrate 
der) Reallöhne kräftig verringerten. Der Übergang von 
der Phase hohen Beschäftigungsgrades 1972/74 zur 
Krisenphase 1975/77 war ebenfalls mit einem deut-
lichen Rückgang des Reallohnanstiegs verknüpft. Und 
umgekehrt: der Abbau der Arbeitslosigkeit in der Phase 
1967/69 war mit einer starken Beschleunigung im An-
stieg des Reallohnes verbunden. Und in den Jahren ab 
1975 blieb die Arbeitslosenquote in Deutschland einiger-
maßen stabil, obwohl die Reallöhne schwankten. Dies 
alles läßt nicht auf eine sehr systematische Beziehung 
zwischen Arbeitslosigkeit und Reallohn schließen. Varia-
tionen des Beschäftigungsgrades scheinen auch ohne Real-
lohnbewegungen möglich zu sein. 
Noch ein weiteres Beispiel zeigt die Schwäche der Real-
lohnargumentation. Die Ölkrise von 1973 brachte einen 
weltweiten Inflationsauftrieb mit sich. Nimmt man an, 
daß die Löhne nicht überproportional der Inflation an-
gepaßt wurden, so folgt aus dem ölpreisbedingten Preis-
auftrieb eine Reallohnsenkung, die nach der Reallohn-
regel eigentlich die Beschäftigung verbessern würde. 
Kaum jemand wird sich diesem Ergebnis anschließen, 
denn das Gegenteil – Bedrohung der Vollbeschäftigung 
durch die Ölkrise – erscheint plausibler. 
Diese Hinweise zeigen, daß die herkömmliche Arbeits-
marktinterpretation ergänzungsbedürftig ist. Man benö-
tigt eine Arbeitsmarktkonzeption, die die strenge Ver-
knüpfung von Reallohn und Arbeitslosigkeit aufgibt. Ein 
solcher Ansatz wird von der modernen Ungleichgewichts-
ökonomik angeboten. 
3. Lohnpolitik in einer ungleichgewichtigen Wirtschaft 
3.1 Wirkungsgrenzen der Lohnpolitik 
Wir wollen den Arbeitsmarkt in der Bundesrepublik 
Deutschland vor dem Hintergrund der gesamtwirtschaft-
lichen Entwicklung seit 1973/74 mit dem Instrumenta-
rium der modernen Ungleichgewichtsökonomik interpre-
tieren und dabei insbesondere auf die Lohnpolitik ein-
gehen. Die moderne Ungleichgewichtsökonomik basiert 
auf der keynesianischen Wirtschaftslehre und entwickelt 
diese weiter. Die konzeptionell wichtigsten Beiträge zur 
Ungleichgewichtsökonomik stammen von Patinkin (1956), 
Clower (1965), Leijonhufvud (1966), Barro/Grossman 
(1971).
10a) 
Das für unsere Betrachtung wichtigste Kennzeichen der 
Ungleichgewichtsökonomik ist deren Annahme, daß No-
minallöhne und Preise kurzfristig relativ starr sind. 
Dafür herrschen – so wird realistischerweise angenom-
men – kurzfristig Mengenreaktionen vor. Beispielsweise 
wird ein Unternehmer bei einem Nachfragerückgang ent-
gegen neoklassischer Vorstellungen nicht unverzüglich mit 
Preissenkungen reagieren, sondern zunächst einmal die 
Preise unverändert lassen und sich vorerst mit einer Pro-
duktionseinschränkung, verbunden mit einer Reduktion 
10a)Vgl. Patinkin, D., Money, Interest, and Prices, Evanston 1956, zit. 2. Aufl., 
New York 1965. Clower, R. W., The Keynesian Counter-Revolution: A 
Theoretical Appraisal, in Hahn, F. H., F. Brechling, (Hrsg.), The Theory of 
Interest Rates, London 1965, zitiert nach Wiederabdruck in: Clower, R. W. 
(Hrsg.), Monetary Theory, Har-mondsworth 1973, S. 270 ff. Leijonhufvud, 
A., a. a. O. Barro, R. /., H. G. Grossman, A General Disequilibrium Model 
of Income and Employment, American Economic Review, 1971, S. 82 ff. 
des Arbeitseinsatzes (Abbau von Überstunden, Nicht-
ersetzen ausscheidender Arbeitnehmer, schließlich Entlas-
sungen) behelfen. Die Bevorzugung derartiger Mengen-
reaktionen vor Preisreaktionen resultiert aus der Un-
sicherheit und den Informationsmängeln, unter denen die 
Wirtschaftssubjekte handeln müssen. Um in unserem Bei-
spiel zu bleiben: der Unternehmer weiß ja zunächst nicht 
genau, ob der Nachfragerückgang vorübergehend oder 
dauerhaft sein wird. Erst wenn sich nach einiger Zeit der 
Nachfragerückgang (vielleicht) als dauerhaft erweist, 
wird es auch zu einer Preisanpassung kommen. Diese 
scheinbar geringfügige Modifikation der Ungleichge-
wichtsökonomik gegenüber der neoklassischen Welt, näm-
lich die Betonung der Mengenreaktionen statt der Preis-
reaktionen, ändert das Erklärungsmuster für wirtschaft-
liche Krisen erheblich. 
Die „Güte“ der ungleichgewichtsökonomischen Interpre-
tation wird man an ihrer Aussagefähigkeit im Hinblick 
auf die konkrete wirtschaftliche Lage bemessen müssen. 
Die Lage in der Bundesrepublik Deutschland ist – wie 
bereits erwähnt – vor allem durch drei Merkmale ge-
kennzeichnet: 
(a)  Nachfragemangel  nach   1974,   verbunden  mit  aus-
geprägtem Erwartungspessimismus, 
(b)  starker   Inflationsauftrieb   1973/74,   vor   allem   in 
Folge der Ölkrise, 
(c)  weitgehend fehlende Geldwertillusion. 
Welche Schlußfolgerungen zieht hieraus die Ungleich-
gewichtsökonomik? 
  
MittAB 3/78  347  
  
348  MittAB 3/78 (dem Vollbeschäftigungsniveau) nicht geändert hat, also 
bei w / p = 5 geblieben ist. 
Ist jedoch der Reallohn in der Zeit der Arbeitslosigkeit 
erhöht worden, z. B. auf w / p — 6, dann wird die 
Vollbeschäftigung trotz ausreichender Nachfrage nicht 
realisiert. Die Unternehmer sind nämlich zu dem hohen 
Reallohn nur bereit, entsprechend ihrer Arbeitsnach-
fragekurve AN die Arbeitsmenge A2 statt A0 zu be-
schäftigen (Punkt W). Der Reallohn ist „zu hoch“
15). Ist der 
Reallohn in der Zeit der Arbeitslosigkeit gesenkt worden, 
z. B. auf w / p = 4, dann wird das Arbeitsvolumen A0 
trotz ausreichender Nachfrage ebenfalls nicht 
realisiert. Die Arbeitskräfte sind nämlich zu diesem 
niedrigeren Reallohn nur bereit, entsprechend ihrer 
Arbeitsangebotskurve AA das Arbeitsvolumen A2 statt 
A() anzubieten (Punkt X)
16). Der Reallohn ist „zu niedrig“. 
Damit die expansive Geld- und Fiskalpolitik auch wirk-
lich voll greifen kann, müßte der Reallohn von der Lohn-
politik auf dem Vollbeschäftigungsniveau w / p = 5 
gehalten werden
17). Fazit: Arbeitslosigkeit aus Nach-
fragemangel kann durch die Lohnpolitik nicht beseitigt 
werden, aber immerhin schafft die Lohnpolitik eine Vor-
aussetzung dafür, daß expansive Geld- und Fiskalpolitik 
das bewirken kann. 
3.3 Nachfrageeffekte durch Lohnpolitik 
In den letzten beiden Abschnitten wurde vereinfachend 
angenommen, daß Änderungen der Löhne nicht auf die 
gesamtwirtschaftliche Nachfrage wirken. Mit anderen 
Worten stand der Lohn als Kostenfaktor im Vorder-
grund. Doch spielen gerade die vermuteten Nachfrage-
effekte von Lohnänderungen in der öffentlichen Debatte 
eine Rolle, und auch der Sachverständigenrat widmete 
ihnen in seinem Jahresgutachten 1977/78 einige Seiten
18). 
Der Rat behauptete positive Nachfrageeffekte sogar für 
den Fall, daß Löhne und Preise proportional sinken wür-
den: die reale Kaufkraft der Bezieher von fixen Nomi-
naleinkommen (Renten, Vermögenseinkommen) würde 
nämlich steigen. 
Diese Argumente sind nicht neu, genaugenommen schon 
älter als 40 Jahre. Schon Keynes hatte sie 1936 in seiner 
General Theory behandelt – und verworfen
19). Keynes 
liefert eine Fülle von Argumenten dafür, daß der Ein-
fluß von Lohnänderungen auf die gesamtwirtschaftliche 
Nachfrage höchst zweifelhaft ist. Es lohnt sich, die ent-
sprechenden Passagen bei Keynes zur Kenntnis zu neh-
men. Sieben Effekte einer Lohnsenkung schienen Keynes 
besonders wichtig (analog ist eine Lohnerhöhung zu be-
handeln)
20): 
15) Der Punkt W beschreibt eine Lage, in der die Unternehmen durch eine 
Nachfrageerhöhung nicht zu einer Produktionsausweitung veranlaßt werden 
können. Dies ist — nach allem, was man sieht — nicht die Konstellation in 
der Bundesrepublik Deutschland in den letzten Jahren. Die deutsche 
Wirtschaftslage ist eher durch einen Punkt auf der Linie SRT zu 
beschreiben. 
16)  Frauen geben ihre bezahlte Berufstätigkeit auf, vorzeitige Pensionierungen 
werden attraktiver, Gastarbeiter bleiben weg, die Arbeitszeit wird allgemein 
verkürzt. 
17) Es sei aber nochmals betont, daß der richtige Reallohn allein die Voll-
beschäftigung   nicht   garantiert.   Wenn   bei   Vollbeschäftigung     
Preisniveau und   Nominallohn   proportional   erhöht   werden,   so  bleibt   
der   Reallohn unverändert    auf   seinem    „richtigen“,    d. h.    dem    
Vollbeschäftigungsniveau.  Wenn gleichzeitig infolge des Preisanstiegs die 
Nachfrage zurückgedrängt   wird,   entsteht   Arbeitslosigkeit.   Wir  haben   
dann   eine   Situation,   in   der   der   Reallohn   zwar   auf   der   
„richtigen“   Höhe   liegt,   jedoch  das   Preisniveau   „zu  hoch“   ist,  vgl.  
Sampson,  A. A.,  R. Sedwick, Wages,   Prices,   and   Employment   in   
General   Disequilibrium,   Oxford Economic Papers, Juli 1977, S. 206 ff. 
18)  Jahresgutachten   1977/78,   Ziffer  236 ff.,  288 ff. 
19) Keynes  (1936,  S. 258). 
20)  Keynes  (1936,  S. 262 ff.). 
 
(1)  Umverteilungseffekt:  Lohnsenkungen bewirken Ge-
winnsteigerungen, was die Nachfrage dämpft, weil aus 
Löhnen mehr konsumiert wird als aus Gewinnen. 
(2)  Internationale   Wettbewerbseffekte:  Lohnsenkungen 
im Inland erhöhen die internationale Konkurrenzfähig-
keit, sofern dies nicht durch Handelsbeschränkungen zu-
nichte gemacht  wird  (heute  würden  wir sagen:  sofern 
der Lohnkostenvorteil nicht durch Aufwertungen verloren 
geht). 
(3)  Terms-of-Trade-Effekt:   Lohnsenkungen   im   Inland 
und  entsprechende  Exportpreissenkungen  verschlechtern 
die Terms-of-Trade des Inlandes, d. h. die inländischen 
Realeinkommen sinken, wodurch die Nachfrage gedämpft 
wird. 
(4)  Erwartungseffekt:  Erwarten die Unternehmer, daß 
Lohnsenkungen   heute   weitere   Lohnsenkungen   morgen 
folgen   werden,   so   werden   sie   ihre   Investitionen   ein-
schränken   (Arbeit   wird   dann   ja   immer   billiger),   die 
Nachfrage sinkt. Das Gegenteil tritt ein, wenn künftig 
wieder verstärkte Lohnanhebungen erwartet werden. 
(5)  Zinseffekt:   Wenn   Löhne   und   Preise   sinken,   wird 
weniger Geld für die Abwicklung des Zahlungsverkehrs 
benötigt, der Zins kann sinken, und das regt dann unter 
Umständen die Investitionsnachfrage an. 
(6)  Stimmungseffekt:    Lohnsenkungen    verbessern    die 
Stimmung der Unternehmen, die bei den Gewerkschaften  
vielleicht   „Einsicht“  in  die Notwendigkeit höherer 
Gewinne vermuten. Das hebt die Investitionsnachfrage. 
Andererseits  können  Lohnsenkungen  die  Streiklust  der 
Arbeiter erhöhen, was das Klima wieder verschlechtert. 
(7)  Schuldeneffekt:  Niedrigere Löhne und Preise lassen 
die   reale  Schuldenlast  der  überwiegend  ja   mehr  oder 
weniger hoch verschuldeten Unternehmen ansteigen, was 
deren Investitionslust und damit die Nachfrage dämpft. 
Diese Argumente lassen zusammengenommen nur einen 
Schluß zu: daß sich nicht eindeutig sagen läßt, ob Lohn-
erhöhungen oder Lohnsenkungen zu einer Zunahme oder 
zu einer Abnahme der gesamtwirtschaftlichen Nachfrage 
führen. Praxisargumente, man brauche hohe Löhne für 
hohe Nachfrage bzw. es gebe auch über niedrigere Löhne 
und niedrigere Preise mehr Nachfrage, stehen gleicher-
maßen auf tönernen Füßen. Zumindest überzeugen sie 
nicht, solange aus dem Katalog der möglichen Effekte nur 
die jeweils „passenden“ herausgefiltert werden und an-
dere in der Begründung ignoriert werden. Nachfrage-
steuerung mittels Lohnpolitik bleibt ein gewagtes Spiel, 
solange sich die Nachfrageeffekte der Lohnänderungen 
nicht sicher prognostizieren lassen. 
4. Konsequenzen: Mittelfristig orientierte Lohnpolitik 
Wir haben nunmehr drei verschiedene Auffassungen zum 
Komplex Löhne und Beschäftigung kennengelernt und 
wollen diese noch einmal kurz zusammenfassen. 
Der neoklassische Ansatz besagt, daß eine Nominallohn-
senkung (w) den Reallohn (w / p) reduziert und dadurch 
die Beschäftigung (A) erhöht. Unterstellt wird ein kon-
stantes Preisniveau (p): 
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Man kann den keynesianischen und den ungleichgewichts-
ökonomischen Ansatz kombinieren, doch beide sind mit 
dem neoklassischen Ansatz unvereinbar. 
Die geschilderten Beziehungen zwischen Löhnen und 
Beschäftigung im Ungleichgewicht lassen für die kon-
junkturpolitische Rollenverteilung insbesondere zwei 
Schlußfolgerungen zu. 
-  Der Lohnpolitik darf nicht die Hauptrolle im Kampf 
um weniger Arbeitslosigkeit zugeteilt werden, weil sie 
diese Rolle nicht spielen kann. Die beschäftigungsstimu- 
lierenden Impulse müssen von der Geld- und Fiskalpoli-
tik herkommen, weil nur diese Erfolg versprechen. 
-  Dennoch ist die Lohnpolitik nicht unwichtig. Wie wir 
gezeigt haben, können „zu hohe“ ebenso wie „zu nied-
rige“ Löhne einer geld- und fiskalpolitischen Ausweitung 
der Beschäftigung im Weg stehen. Aufgabe der Lohnpoli-
tik ist es mithin, das  „richtige“ Lohnniveau zu finden 
und aufrechtzuerhalten. 
Diese letzte Forderung ist in die lohnpolitische Praxis 
nun allerdings sehr schwer umzusetzen: es gibt ja leider 
in der Wirklichkeit nicht „das“ Lohnniveau, sondern 
lediglich eine Fülle von tariflichen und effektiven Ein-
zellöhnen, deren Struktur und Höhe sich laufend ändern. 
So wird es im allgemeinen auch sehr schwer zu beurteilen 
sein, welche Struktur und Niveaus der Löhne „richtig“ 
sind. In dieser Lage könnte man mit Hilfe einer umfang-
reichen empirischen Untersuchung versuchen, die vielen 
Einzellöhne zu einem Lohnniveau zusammenzufassen und 
dieses dann in Beziehung zur tatsächlichen Beschäftigungs-
lage zu setzen. Ein befriedigender Versuch dieser Art 
liegt bislang noch nicht vor, und er wird sich auch nur 
schwer realisieren lassen. Der für manche (insbesondere 
neoklassisch orientierte) Interpreten naheliegende Schluß, 
schon die faktische Existenz von Arbeitslosigkeit sei ein 
empirischer Beleg für „überhöhte“ Löhne, ist nicht stich-
haltig: weil, wie gezeigt, auch „zu niedrige“ Löhne mit 
weniger Beschäftigung verbunden sein können und weil 
2l)  Zu überlegen wäre auch, ob in Zeiten starker struktureller Veränderungen bei 
der Lohnberechnung für einzelne Branchen eine mittelfristig erwartete 
Strukturkomponente für die einzelnen Branchen berücksichtigt werden 
sollte. 
in einer ungleichgewichtigen, an Nachfragemangel leiden-
den Wirtschaft ohnehin kein strenger Zusammenhang 
zwischen Löhnen und Beschäftigung existiert. 
Der Keynes'sche Ansatz besagt, daß eine Nominallohn-
senkung das Preisniveau reduziert. Folglich bleibt der 
Reallohn im großen und ganzen konstant, so daß sich 
der Arbeitseinsatz nicht erhöht:  Die praktische Lohnpolitik kann naturgemäß nicht war-
ten, bis ihr (vielleicht einmal) qualifizierte Berechnungen 
über beschäftigungspolitisch angemessene Löhne vorgelegt 
werden. So bleibt ihr nur ein pragmatischer Weg. Das 
Ziel muß sein, trotz fehlender Kenntnis des im Hinblick 
auf die Beschäftigung richtigen Lohnes die Gefahr eines 
„falschen“ Lohnes eng zu begrenzen. Einen solchen Weg 
könnte eine „mittelfristig orientierte Lohnpolitik“ dar-
stellen. Wir wollen einige Gesichtspunkte einer so kon-
zipierten Lohnpolitik umreißen. 
Die „mittelfristig orientierte Lohnpolitik“ orientiert sich 
an den mittelfristigen Wachstumsmöglichkeiten und der 
mittelfristig als unvermeidlich anzusehenden Inflations-
rate. Die Basis für die konkrete Fixierung eines Lohnes 
bildet der Lohn in einem bestimmten Referenzzeitraum. 
Als Referenzzeitraum müßte eine Periode dienen, in der 
nach überwiegender Expertenmeinung ein Zustand der 
Vollbeschäftigung herrscht. Nimmt man beispielsweise 
die Jahre 1972/73 als Vollbeschäftigungszeitraum, so 
wäre der Referenzlohn einer Branche in dem Durch-
schnittslohn dieser Branche in den Jahren 1972/73 zu 
sehen. 
Der Referenzlohn ist mit der Wachstumsrate des Pro-
duktionspotentials pro Erwerbsperson (als Ausdruck der 
Wachstumsmöglichkeiten) plus der mittelfristig als un-
vermeidlich anzusehenden Inflationsrate fortzuschreiben. 
Die so ermittelte Lohnsteigerungsrate ist mittelfristig ver-
teilungsneutral, weil sie nur Produktivitätsanstieg und 
Inflation berücksichtigt. Die Tarifvertragsparteien könn-
ten Zu- oder Abschläge zur verteilungsneutralen Lohn-
steigerungsrate aushandeln
21). 
Die „mittelfristig orientierte Lohnpolitik“ hat gegenüber 
der bisher praktizierten, kurzfristig orientierten Lohn-
politik den Vorteil, unter sonst gleichen Umständen nä-
her zum beschäftigungspolitisch richtigen Lohn hinzu-
führen. Basis für die Lohnberechnung ist ja ein Voll-
beschäftigungslohn, der entsprechend der Leistungsent-
wicklung der Wirtschaft fortgeschrieben wurde. In die 
kurzfristig orientierte Lohnpolitik geht dagegen der ak-
tuelle, meist vom wirtschaftlichen Gleichgewicht weit ent-
fernte Konjunkturzustand ein. In „guten“ Jahren lassen 
sich hohe Lohnabschlüsse leicht durchsetzen, nicht zuletzt 
auch, weil sich die Unternehmer bei den Preisen schadlos 
halten. In „schlechten“ Jahren fällt es dann schwer, von 
den gewohnten hohen Steigerungsraten abzurücken. Die 
Schwierigkeit, konjunkturelle Lageänderungen rechtzei-
tig wahrzunehmen, führt meist zu einem beschäftigungs-
politisch wenig erfreulichen Nachhinken der Lohnpolitik 
hinter der Konjunktur. Kurz: Alle Grundsätze, die sich 
zugunsten der mittelfristig orientierten Finanzpolitik und 
der mittelfristig orientierten Geldpolitik anführen las-
sen, gelten auch für die Lohnpolitik – und es ist zu-
mindest erstauntlich, daß dieser Bereich der Konjunktur-
politik vom Gedanken mittelfristiger Orientierung bis-
her nicht tangiert wurde. 
„Mittelfristig orientierte Lohnpolitik“ soll nicht den Ver-
teilungskonflikt entschärfen, und sie kann das auch 
nicht. Als mittelfristige Werte gehen nur die Daten der 
wirtschaftlichen Leistungsentwicklung ein. Inwieweit der 
tatsächliche Lohnabschluß davon abweichen soll, um Um-
verteilungen zu erreichen, wird zwischen den Tarifpar-
teien weiterhin strittig bleiben. 
350  MittAB 3/78„Mittelfristig orientierte Lohnpolitik“ beseitigt auch nicht 
die Tarifautonomie. Wie bislang wären jährliche Tarif-
verhandlungen nötig – aber nicht, um den Lohn der 
jeweils aktuellen Konjunkturlage anzupassen, sondern 
um die Einschätzung der mittelfristig realisierbaren In-
flationsrate zu überprüfen, eventuell zu revidieren und 
zwischen den Tarifparteien abzustimmen. In diesem Zu-
sammenhang könnte eine konzertierte Aktion, die nun-
mehr aber auf die Abstimmung der mittelfristigen Pro-
gnosen der Gewerkschaften, Unternehmer und staatlichen 
Träger der Wirtschaftspolitik zu richten wäre, wieder 
sinnvoll werden. 
„Mittelfristig orientierte Lohnpolitik“ würde die Tarif-
autonomie vermutlich sogar stärken. Die Lohnpolitik muß 
die in den letzten Jahren immer häufiger an sie gestellte 
Forderung, doch die Hauptrolle im Kampf gegen die 
Arbeitslosigkeit zu übernehmen, enttäuschen. Wer nicht 
erkennt, daß die Lohnpolitik mit dieser Forderung grund-
sätzlich überfordert ist, wird den unvermeidlichen Miß-
erfolg bei der Bekämpfung der Unterbeschäftigung der 
Uneinsichtigkeit der Lohnpolitik zur Last legen und dann 
folgerichtig die Sinnhaftigkeit der Tarifautonomie über-
denken. Derartigen Gefahren vermag die Lohnpolitik 
vielleicht am ehesten zu entgehen, wenn sie sich durch 
mittelfristige Orientierung vom konjunkturellen Auf und 
Ab abkoppelt und dadurch die konjunkturpolitische 
Hauptverantwortung abwehrt. Die Lohnpolitik könnte 
sich dann darauf berufen, daß sie sich in der Nähe des 
„richtigen“ Lohnpfades bewegt, von dem abzuweichen 
Instabilität in die Wirtschaft tragen würde. 
Ein letztes Argument zugunsten „mittelfristig orientier-
ter Lohnpolitik“ sei angeführt. Immer deutlicher treten 
in der Bundesrepublik jene Probleme zu Tage, die aus 
dem rasanten technologischen Wandel am Arbeitsmarkt 
resultieren. Dabei läßt sich noch keineswegs ganz klar 
absehen, in welchen Bereichen der Innovationsprozeß be-
sonders virulent sein wird, welche Berufsbranchen und 
Lebensbereiche von strukturellen Umwälzungen beson-
ders hart betroffen sein werden. Aus dieser Unkenntnis 
resultiert Unsicherheit, die letztlich auch gewohnte Zu-
sammenhänge zwischen Löhnen und Beschäftigung quali-
tativ ändern kann. Es läßt sich heute weniger sicher als 
in den vergangenen Jahrzehnten prognostizieren, wie ein 
Unternehmen auf eine bestimmte Lohnänderung reagie-
ren wird, weil nicht mehr so leicht überschaut werden 
kann, wo sich Produktionsverfahren in der Entwicklung 
befinden, die den Bedarf an Arbeitskräften in quantitati-
ver Hinsicht und in der qualitativen Hierarchie mög-
licherweise von Grund auf ändern könnten. In einer sol-
chen Lage stellen konjunkturell stark flexible Löhne ein 
weiteres Element der Unsicherheit dar. „Mittelfristig 
orientierte Lohnpolitik“ soll nicht für besonders niedrige 
oder betont hohe Löhne sorgen, aber sie soll eine stabilere 
Entwicklung der Löhne bewirken. 
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